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Antwort 
 
der Landesregierung 
 
auf die Kleine Anfrage 8172 vom 15. Juni 2026 
der Abgeordneten Enxhi Seli-Zacharias   AfD 
Drucksache 18/19878 
 
 
Nachfrage zur Kleinen Anfrage 7327: Was wurde aus den nicht-ukrainischen Drittstaats-
angehörigen aus der Ukraine? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Im Rahmen der Kleinen Anfrage 7327 ging es um den Verbleib der Nicht-Ukrainer, die unter 
Verweis auf § 24 AufenthG aus der Ukraine nach NRW gekommen sind. Die Landesregierung 
konnte hierzu keine Informationen erteilen, da nach eigener Aussage keine Angaben vorlägen.  
 
Dies verwundert, insbesondere vor dem Hintergrund einer verpflichtenden Registrierung mit 
Beantragung eines Titels nach § 24 AufenthG. Registrieren können demgemäß alle Stellen, 
die über die notwendige Infrastruktur (PIK) verfügen. Erfasst werden hierbei im Zusammen-
hang mit der Anwendung der EU-Massenzustrom-Richtlinie u. a. folgende Angaben: Geburts-
staat, Geburtsort, Staatsangehörigkeit, Einreisedatum und das vorgelegte ID-Dokument inkl. 
Dokumentennummer.1 
 
Von Seiten des zuständigen Ministeriums heißt es zusätzlich: „Im Übrigen wurden die kommu-
nalen Ausländerbehörden gebeten, alle Anstrengungen zu unternehmen, um den Personen-
kreis, der eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 AufenthG beantragt hat oder in sonstiger Weise 
ein Schutzbegehren zum Ausdruck bringt, so schnell und umfassend wie möglich zu registrie-
ren (ED-Behandlung).“2 
 
Auch bei der ED- bzw. erkennungsdienstlichen Behandlung werden personenbezogene Daten 
wie die Staatsangehörigkeit erhoben.  
 
Vor diesem Hintergrund müssen aus unserer Sicht zwangsweise Informationen dazu vorlie-
gen, wie viele Personen einen Titel nach § 24 AufenthG beantragt haben und nicht zugleich 
ukrainische Staatsbürger sind. Vor drei Jahren war dies auch noch der Fall. So heißt es in der 
Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage 1874: „Zum Stichtag 28.05.2023 haben 
laut AZR 6.598 Geflüchtete aus der Ukraine, die keine ukrainische Staatsangehörigkeit 

 
1 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-306.pdf  
2 https://www.mkjfgfi.nrw/menue/flucht/hilfen-waehrend-des-ukrainekrieges/informationen-fuer-behoer-
den  

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-306.pdf
https://www.mkjfgfi.nrw/menue/flucht/hilfen-waehrend-des-ukrainekrieges/informationen-fuer-behoerden
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besitzen, einen Aufenthaltstitel nach § 24 Abs. 1 AufenthG erhalten.“3 Wir gehen davon aus, 
dass auch drei Jahre später entsprechende Zahlen vorliegen.  
 
Mehr als erstaunlich ist dann auch, dass der Landesregierung nach eigener Aussage ebenso 
keinerlei Informationen zum weiteren Verbleib dieser Personen vorliegen, sprich: ob diese Per-
sonen mittlerweile freiwillig bzw. zwangsweise in ihre Heimat zurückgekehrt sind oder ob sie 
weiterhin unter Nutzung anderer ausländerrechtlichen Möglichkeiten in Deutschland aufhältig 
sind.  
 
 
Die Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration hat die 
Kleine Anfrage 8172 mit Schreiben vom 21. Juli 2026 namens der Landesregierung beantwor-
tet. 
 
 
1. Wie viele Nicht-Ukrainer wurden nach Beantragung eines Aufenthaltstitels nach § 

24 AufenthG (EU-Massenzustrom-Richtlinie) bisher in NRW registriert? (Bitte dif-
ferenziert nach DIAS/PIK, ED-Behandlung, Jahr und Anzahl listen und mögliche 
Dopplungen herausrechnen) 

 
2. Welche Nationalitäten wurden im Zuge der Registrierung bei diesen Personen er-

fasst? (Bitte differenziert nach Nationalität und Anzahl listen) 
 
Die Fragen 1 bis 2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 
(Registrierungs-)Daten im Sinne der Fragestellungen liegen der Landesregierung nicht vor. 
Überdies wird auf die Beantwortung der Kleinen Anfrage 7327 (Landtags-Drucksache 
18/19352) verwiesen.  
Das Ausländerzentralregister als entscheidende Datenquelle ist eine Bestandsstatistik und 
bietet keine Verlaufsstatistik. 
Stichtagsbezogen (11.01.2026) sind im Ausländerzentralregister für Nordrhein-Westfalen von 
insgesamt 245.408 Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis gemäß § 24 Aufenthaltsgesetz 
7.792 Personen mit einer nicht-ukrainischen Staatsangehörigkeit erfasst (mit Herkunftsländern 
wie zum Beispiel Aserbaidschan, Russische Föderation oder Georgien). 
 
 
3. Inwiefern wurde/wird seit dem Erlöschen der Aufenthaltserlaubnisse nach § 24 

AufenthG von nicht-ukrainischen drittstaatsangehörigen Titelinhabern zum 4. 
März 2025 erfasst, ob diese Personen einen anderen Aufenthaltstitel beantragt und 
ggf. erhalten haben oder ob diese Personen das Land verlassen haben (freiwillig 
bzw. zwangsweise)? 

 
4. Welche quantitativen Informationen liegen der Landesregierung hierzu vor? (Bitte 

differenziert nach „anderer Aufenthaltstitel beantragt“, „anderer Aufenthaltstitel 
zugesprochen“, „freiwillig ausgereist“, „zwangsweise zurückgeführt“ sowie nach 
Nationalität und Anzahl listen) 

 
5. Sollten hierzu keine Informationen vorliegen: Warum werden entsprechende Daten 

nicht erhoben bzw. erfasst? 
 
Die Fragen 3 bis 5 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantworten. 
Daten im Sinne der Fragestellungen liegen der Landesregierung nicht vor.   

 
3 https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-4901.pdf  

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-4901.pdf
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Die Landesregierung sieht in diesem Zusammenhang derzeit keinen Bedarf für eine über die 
stichtagsbezogenen Daten aus dem Ausländerzentralregister sowie die allgemeinen Ausrei-
sestatistiken hinausgehende Datenerhebung. 
 
 
 


